
an eine Ehefrau, die wegen Minderjährigkeit noch in 
elterlicher Sorge steht. Und die spießbürgerliche Rück­
ständigkeit, die die nichteheliche Mutterschaft als eine 
„Schande“ auffaßt, hoffen wir in allen Schichten 
unseres Volkes bald überwunden zu haben.

Erstaunlich wird für den Kenner des bisherigen 
Familienrechts das Ausmaß sein, in dem der Entwurf 
die Liste der Eheverbote und Ehehindernisse zu­
sammenschmelzen läßt. Der Vergleich der gegenwär­
tigen mit der zukünftigen Regelung und die Abwägung 
der wegfallenden Ehehindernisse gewährt einen ein­
drucksvollen Anschauungsunterricht darüber, wie sehr 
der bürgerliche Staat ein Obrigkeitsstaat war, der seine 
Bürger in kleinlichster Weise bevormunden zu müssen 
glaubte, und wie dieser Staat sich nicht scheute, zur 
Vermeidung unerwünschter Folgen in ganz seltenen 
Ausnahmefällen die Gesamtheit der Bürger mit klein­
lichen Anordnungen zu belästigen. Wir wollen die vom 
Entwurf ausgemerzten Bestimmungen in der Reihen­
folge des Ehegesetzes betrachten.

Die Einwilligung des gesetzlichen Vertreters bzw. 
Sorgeberechtigten als Voraussetzung der Eheschließung 
nach § 3 EheG wird gegenstandslos, da eine Ehe­
schließung Minderjähriger nach dem Entwurf nicht 
mehr möglich ist. — Das Eheverbot zwischen Ver­
schwägerten in gerader Linie (§ 4 Abs. 1 EheG), von 
dem ohnehin befreit werden konnte, entfällt, da es 
weder biologisch, noch aus anderen gewichtigen 
Gründen gerechtfertigt ist. Damit wird endlich auch 
das groteske, auf der ganzen Welt nur in Deutschland 
bestehende Ehehindernis der „uneigentlichen Schwä­
gerschaft“ (§ 4 Abs. 2 EheG), das auch bei uns schon 
für lange Zeiträume abgeschafft war, endgültig ad acta 
gelegt2).

Das unseren Anschauungen nicht mehr entsprechende 
Eheverbot des Ehebruchs (§ 6 EheG) war schon durch 
die gerichtliche Praxis, die nahezu stets Befreiung 
gewährte und durch die RV Nr. 59/51 des Ministers der 
Justiz, die die Befreiung generell erteilte, de facto ab­
geschafft; der Entwurf beseitigt es auch formal. Da­
gegen erscheint das Verbot der Ehe zwischen Adoptiv­
eltern und -/kindern (§ 7 EheG) aus einem anderen 
Grunde nicht mehr im Entwurf: die Adoption wird, 
wie an anderer Stelle dargelegt3), vom Entwurf als 
ein in jeder Beziehung dem Eltern-Kind-Verhältnis 
gleiches unlösbares Verwandtschaftsverhältnis ausge­
staltet, so daß das Eheverbot sich aus dem Verbot der 
Verwandtenehe — § 7 Ziff. 2 — ergibt.

Das Eheverbot der Wartezeit (§ 8 EheG) ist eine der 
erwähnten kleinlichen Bestimmungen, die — für gewisse 
Ausnahmefälle geschaffen — in die Entscheidungsfrei­
heit aller von ihr betroffenen Frauen eingreift. Die 
Erfahrung wird lehren und hat es in den Fällen, in 
denen Befreiung erteilt wurde, bereits gezeigt, daß in 
den weitaus meisten der nicht häufigen Fälle, in denen 
ein Kind theoretisch aus zwei Ehen stammen kann, es 
tatsächlich das Kind des zweiten Mannes ist, d.h. des­
jenigen, der schon nach dem bisherigen § 1600 BGB 
als Vater galt und nach § 77 des Entwurfs auch künftig 
gelten wird. Für diese Fälle ist also die Wartezeit nicht 
nur unnötig, sondern, worauf ich schon früher hinge­
wiesen habe4), sogar schädlich, weil sie dazu führt, 
daß das Kind als eheliches Kind aus der ersten Ehe 
geboren wird und, um ihm den ihm in Wirklichkeit 
zustehenden Status als Kind der zweiten Ehe zu ver­
schaffen, erst ein Ehelichkeitsanfechtungsprozeß geführt 
werden muß. Man kann also durchaus auf die Warte­
zeit verzichten; auch in den wenigen Fällen, in denen 
das Kind tatsächlich aus der ersten Ehe stammt, wird 
es meist im Interesse aller Beteiligten liegen, das nicht 
geltend zu machen; wo nicht, kann die Herstellung des 
richtigen Status durch die Anfechtungsklage nach § 77 
Abs. 2 erreicht werden.

Ähnlich verhält es sich mit dem Eheverbot des 
fehlenden Auseinandersetzungszeugnisses (§ 9 EheG):

2) Auf die Unhaltbarkeit dieses Eheverbots habe ich in einer 
historischen Untersuchung bereits in NJ 1948 S. 100 hin­
gewiesen.

s) vgl. den Aufsatz von Ansorg auf S. 372 dieses Heftes.
4) NJ 1947 S. 247.

auch dieses ist der Ausfluß einer kleinlich bevor­
mundenden Einstellung gegenüber dem Staatsbürger, 
dem mit dieser Vorschrift unterstellt wird, daß er als 
wieder heiratender Elternteil nicht in der Lage sein 
werde, die Vermögensinteressen seiner Kinder erster 
Ehe gegenüber dem Stiefelternteil genügend wahrzu­
nehmen, auch ohne ein Vermögensverzeichnis auf­
stellen oder die Vermögensauseinandersetzung herbei­
führen zu müssen (§ 1669 BGB). Jedermann weiß, daß 
diese Unterstellung in aller Regel nicht zutrifft und 
sich daher das Eheverbot gegenüber der großen Mehr­
heit der von ihm Betroffenen lediglich als kleinliche 
Schikane darstellt. Die Einstellung unseres Staates 
gegenüber seinen Bürgern ist eine andere, vertrauens­
vollere: irgendwelche besonderen Pflichten aus Anlaß 
der Wiederverheiratung eines Elternteils kennt der 
Entwurf nicht mehr und damit wird das entsprechende 
Eheverbot gegenstandslos. Diese Regelung konnte 
natürlich um so eher vorgesehen werden, als das vor 
der Eheschließung erworbene Vermögen jedes Ehe­
gatten nach § 17 in seiner Verwaltung und zu seiner 
freien Verfügung bleibt; im übrigen wird es Sache der 
erforderlichen Angleichung des Personenstandsgesetzes 
an das neue Familienrecht sein, dem Standesamt im 
Falle der Wiederverheiratung eines Elternteils die In­
formierung der Abteilung Jugendhilfe/Heimerziehung 
aufzugeben, damit diese gegebenenfalls nach dem 
Rechten sehen kann.

Daß auch das Eheverbot des fehlenden Ehefähig­
keitszeugnisses für Ausländer (§ 10 EheG) nicht mehr 
erscheint, beruht auf einer geänderten Einstellung zu 
den Kollisionsnormen des Art. 13 Abs. 1 EGBGB, die 
gleichzeitig mit dem Erlaß des Familiengesetzbuchs 
abgeändert werden sollen. Wenn Ausländer in der 
Deutschen Demokratischen Republik die Ehe schlie­
ßen, dann ist es, so meinen wir, nur billig, daß sie sich 
auch hinsichtlich der materiellen Voraussetzungen der 
Eheschließung dem deutschen Recht zu unterwerfen 
haben; es ist ihre Sache, das Risiko zu tragen, welches 
sich daraus ergeben könnte, daß die Eheschließung nach 
ihrem Heimatsrecht unzulässig war. Jedenfalls würde 
es unseren Begriffen von Souveränität nicht ent­
sprechen, wenn die deutsche Eheschließungsbehörde 
eine im Inland völlig legale Eheschließung, z. B. eine 
Trauung zwischen Onkel und Nichte, nur deshalb ver­
weigern müßte, weil sie vielleicht gegen ein im 
Heimatsrecht der Eheschließenden ausgesprochenes 
Eheverbot verstößt; umgekehrt aber auch, wenn sie 
einer im Inland unzulässigen, aber nach Heimatrecht 
erlaubten Ehe, also etwa der Ehe eines bereits ver­
heirateten Türken mit einer zweiten Frau, zur Exi­
stenz verhelfen müßte. Damit verliert das Ehefähig­
keitszeugnis seine Bedeutung..

Auch das im § 12 EheG behandelte Aufgebot konnte 
der Entwurf als überflüssigen Ballast über Bord 
werfen. Dieses Institut, das schon jetzt im Wege der 
Befreiung vielfach ausgeschaltet wird, stammt aus 
einer patriarchalischen, dörflichen und kleinstädtischen 
Periode unserer Vergangenheit, in der der Gesetzgeber 
noch damit rechnen konnte, daß jeder seinen Nachbarn 
kennt, daß jeder Bürger den Aushangkasten der hohen 
Obrigkeit mit Interesse studieren bzw. die Aufgebots­
verkündigung von der Kanzel aufmerksam anhören 
werde und daß auf diese Weise etwaige Ehehinder­
nisse zur Kenntnis der Behörde gelangen würden. Alle 
diese Voraussetzungen treffen — zumindest in unseren 
Städten — nicht mehr zu und damit hat das Aufgebot 
seine Daseinsberechtigung verloren.

Daß sich das Verbot der Namensehe, das in der im 
§ 19 EheG vorgesehenen Nichtigkeit zum Ausdruck 
kommt, im Entwurf nicht vorfindet, hat seinen Grund 
nicht darin, daß wir eine solche formale Ehe gut­
heißen, sondern ist auf die geänderte Systematik 
zurückzuführen. Der Entwurf kennt nur die drei im 
§ 7 äufgeführten Gründe der Nichtigkeit einer Ehe; 
aber er gibt, wie wir noch sehen werden, für die Zu­
lässigkeit der Scheidung einer Ehe eine General­
klausel, die eine ganze Anzahl der bisher kasuistisch 
als Nichtigkeits-, Aufhebungs- oder Scheidungsgründe 
aufgeführten Tatbestände zu umfassen bestimmt ist. 
Das betrifft u. a. auch die Namensehe: erfüllt sie die 
Voraussetzungen des § 29 des Entwurfs, so kann sie zur 
Scheidung führen. Das gilt in gleicher Weise für die in
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